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Drei Jahre nach der deutschen 
Einheit nehmen die Zumutungen 
kein Ende. Die jüngste heißt Steffen 
Heitmann und soll der nächste 
Bundespräsident werden. Der 
Mann will ‚dem Normalbürgereine 
Stimme geben“. Was „normal“ ist, 
bestimmt in diesem Lande allemal 
die Rechte: 

„Normal“ ist die Angst der Deut- 
schen vor „Überfremdung“. Der 
Kandidat findet diese Angst nicht 
nur verständlich, er selbst fühlt in 
deutschen Großstädten .‚bis zum 
Bedrohlichen die Fremdheit‘. ,„Der 
Mensch“ müsse nun einmal ‚das 
Gefühl haben, seine Identität zu 
bewahren“, und die ist für ihn 
national definiert: „Man versteht 
sich doch als Franzose oder Deut- 
scher.“ Wodiese Sicherheit verloren 
geht, droht der Untergang: „Ich 
habe große Sorge um diese unsere 
abendländische Gesellschaft.“ 

„Normal“ ist die Arbeitsteilung 
der Geschlechter: „Sorge um Kin- 
der und Selbstverwirklichung der 


deitmann® % 
Nationalbraun 


und imprägniert mit Heifmann’s 
Imprägnierung IMPRACNOT | 


Originalwerbung aus den 30er Jahren 


Frau lassen sich nicht vereinbaren“; 
„die Mutterschaft“ ist ‚wieder 
mehr ins Zentrum der Gesellschaft 
zu rücken“. 

Ebenso ‚‚normal“ ist der Wunsch 
nach einem positiven Verhältnis zur 
deutschen Geschichte Zwar 


Zu den Wahlen in Hamburg auf Seite2 


Abmahnung für die Volksparteien 


Keine Neuauflage 
der „Kinkel-Initiative” 


Helmut Pohl erklärt, auch im Na- 
men weiterer Gefangener aus der 
RAF, es werde mit ihnen „keine 
Neuauflage von sowas wie der 
Kinkel-Initiative“ geben. Die Ge- 
fangenen wollen die Gegensätze, 
die in den letzten drei Jahren in den 
Debatten untereinander und zwi- 
schen „‚drinnen und draußen“ aufgetre- 
ten sind, jetzt öffentlich diskutieren. 


Mit der Hungerstreikerklärung 
der Gefangenen aus RAF und 
Widerstand 1988 war der Versuch 
unternommen worden, bei der Hun- 
gerstreikunterstützung auf liberale 
Kreise zu setzen. Eine Folge war, 
daß diese sich in versöhnlerischer 
Weise zu FürsprecherInnen der Ge- 
fangenen machten. In einer Analyse 
des daraus folgenden „Kampfes 
zweier Linien“ wird diese Debatte 
nachgezeichnet und eine Bilanz der 
Wirkung der „Kinkel-Initiative“ 


gezogen. . 
os: Seite 14 


*. Schulterblatt 58, 20357 Hamburg 


ılt 


Postvertriebsstück 9479 E Gebühr bez 


Hamburger Satz- und Verlagskoope 


| 
I 
I 
| 


Schweizer Asylpolitik 
„Einreise abgelehnt“ 


„Nicht unbedingt diplomatisch ge- 
schickt, aber ehrlich“ fand der 
Schweizer Vize-Bundespräsident 
Ogi seine eigenen Worte. Drei 
Monate nach Kriegsbeginn in Bos- 
nien-Hercegovina hatte er deutlich 
ausgesprochen, daß ‚diese Leute, 
die sich die Köpfe zerschlagen“, auf 
das wohlhabende Alpenland zählen 
können. Allerdings erst nach 
Kriegsende, wenn — keineswegs 
uneigennützig — Wiederaufbauhil- 
fe geleistet werden soll. Nicht zu 
verantworten dagegen die 
Aufnahme von Flüchtlingen: „Die 
Obergrenze isterreicht.“ 


sei 


Diese und andere schweizerische 
Beiträge zur Sicherung der Festung 
Europa hat Beat Leuthard zusam- 
mengetragen. Sein Bericht behan- 
delt auch historische Kontinuitäten: 
die Abschottung der Schweiz gegen 
jüdische Flüchtlinge aus Nazi- 
Deutschland. Seite 18 


Vom 15. Juli bis zum 2. August 


fand in Rio de Janeiro, Brasilien, 


| das siebte internationale Festival 
| des Theaters der Unterdrückten 
| statt. Im Laufe der letzten zwei 
| Jahrzehnte ist unter diesem Namen 


ein breites Instrumentarium ent- 
standen. Forum-, Bilder-, Zei- 
tungs- oder unsichtbares Theater 


| 
L 


walt des 
Normalbürgers 


schreckt der Kandidat beim Thema 
„‚Nazi-Vergangenheit‘ noch vor der 
Verwendung seiner Lieblingsvoka- 
bel zurück. „Normal“ war dasnicht, 
aber eben auch nur ein „Ereignis“ 
von kurzer Dauer, das der 
„intellektuellen Debattenlage“ zum 
Trotz — endlich „einzuordnen“ 
wäre „in unsere Gesamtgeschichte, 
die wir als Volk haben.“ Schluß soll 
sein mit der ‚deutschen Nach- 
kriegssonderrolle“, die für die Selt- 
samkeiten der „‚Blauhelmdebatte“ 
verantwortlich ist: „Wir müssen ein 
normales Volk unter normalen Völ- 
kern sein.“ 

Die meisten der hier zusammen- 
getragenen Aussprüche sind neu- 
esten Datums. Entnommen wurden 
sie dem Interview, das die Süddeut- 
sche Zeitung in ihrer Wochenend- 
ausgabe vom 18./19. September 
1993 veröffentlicht hat. Beklagt der 
Befragte eingangs noch, es sei 
„durch Äußerungen, die ich bei 
bestimmten Gelegenheiten mal ge- 
macht habe, ... ein falsches Bild 
entstanden“, so rundet sich dieses 
Bild nach Lektüre des Gesamttextes 
ab: Heitmann findet nicht, daß er 
„da was zurückzunehmen“ hat. 


Fortsetzung au‘ Seite 2 


Die Politik 
mit der 
DM gegen 
denECU 


Deutsche 


Herrschafts- 

Interessen im 

Europäischen 

Währungs- 
verbund (EWS) 


Seite 12 


Hip-Hop ist Diskussionskultur S. 30 


analyse &kritik- Zeitung für linke Debatte und Praxis 


Israel-Palästina: Ghance oder Falle? 


Für die einen ist es „‚das größte 
Wunder seit den Posaunen von 
Jericho“, für die anderen ist es .‚der 
Ausverkauf Israels“ oder ‚‚die 
schändliche Kapitulation vor dem 
zionistischen Feind“: Die sozialde- 
mokratische Regierung Israels und 
die PLO haben einen Weg von 
Verhandlungen und Zusammenar- 
heit beannnen, der in einer Über 


gangszeit von fünf Jahren zu einer 
palästinensischen Selbstverwal- 
tung führen soll. Dazu in diesem ak: 
® Chancen und Risiken der neuen 
Politik. Widersprüche inderPLO. 
® Der Widerstand der israelischen 
Rechten gegen eine Verständi- 
gung mit den Palästinensern. 


® Dokumentation de; vorberei- 


Der große Kahlschlag 


„. Vielezweifeln,obsich Arbeitnoch 
lohnt, wenn sie hören oder in ihrem 
persönlichen Umfeld erleben, daß 
es in manchen Fällen kaum noch 
Abstände zwischen Sozialhilfe, Lohn- 
ersatzleistungen und Arbeitsentgelt 
gibt.“ Helmut Kohl sprach im Bun- 
destag aus, was die neue geistig-mo- 
ralische Wende bringen soll: Kür- 
zungen bei Sozialhilfe und Lohner- 
satzleistungen. Aber wer hier kürzt, 
treibt nicht nur immer mehr Men- 
schen in die Armut, sondern hat 
schließlich auch die Löhne im 
Visier. Schon jetzt geht aus einer 
Prognose des Bundesfinanzmini- 
steriums hervor, daß bis 1995, also 
in nur zwei Jahren, das zur Verfü- 
gung stehende Einkommen zwi- 
schen drei und fünf Prozent sinken 
wird. In dem Papier ‚Aufbruch aus 
der Krise“ der baden-württembergi- 
schen „‚Zukunftskommission Wirt- 
schaft 2000“ heißt es: „„Ausgangs- 
punkt aller Überlegungen der Kom- 
mission ist die Überzeugung, daß 


eine Neuorientierung des Bewußt- 
seins unserer Gesellschaft notwen- 
dig ist. (...) Die Bejahung von 
Unternehmertum und technischem 
Fortschritt und eine positive Ein- 
stellung zur Arbeit und Selbstver- 
wirklichung durch Leistung sind 
das Fundament für die Sicherung 
einer guten Zukunft.,, (Handelsblatt 
-HB, 30.8.) Helmut Kohl greift den 
Ball auf, sieht jetzt den Zeitpunkt 
für massiven Sozialabbau gekom- 
men, „‚weilsich die Atmosphäre des 
Landes geändert hat.“ (HB, 6.9.) 
Diese neue geistig-moralische (und 
materielle) Wende seinotwendig.da 
die Bundesbürger über ihre Verhält- 
nisse gelebt hätten. Ginge es nach 
dem ehemaligen Vorsitzenden der 
Arbeiterpartei SPD, müssen nun 
„Blut, Schweiß und Tränen“ fließen 
— wessen, braucht wohl nicht erläu- 
tert zu werden. 

Eine Untersuchung der wesentli- 
chen Elemente der Demontage des 
Sozialstaats auf Seite 11 


sollen als Mittel zur politischen 
und sozialen Veränderung einge- 
setzt werden. Beim Festival in Rio 
stellten sich, neben rund 25 brasi- 
lianischen Gruppen, Ensembles 
aus 20 Ländern. vor allem aus der | 
„‚Dritten Welt‘, mit ihren vielfälti- | 


Inhalten und Formen vor. 


S.29 | 


„In den Metropolen kommt die 
| Hölleandie Oberfläche“, sagt der 
| brasilianische Schriftsteller Ru- 
| bem Fonseca „Der Himmel ist 

langweilig“, entgegnete der mexi- 

kanische Krimiautor Paco Ignacio 

Taibo II. Genau hier liegt das 

Spannungsfeld, das Gegenstand 
| vieler afrikanische Romane ist, 


moderne Romane voneiner Quali- 
tät und Themenfülle, die an die 
lateinamerikanischer Literatur 
heranreichen, nicht jedoch an de- 
ren Verkaufszahlen und Bekannt- 
heitsgrad. Wir beginnen in dieser 
Ausgabe mit der Vorstellung eini- 
ger ausgewählter Romane aus 
Schwarzafrika. Seite 31 


tenden Briefwechsels Arafat- 
Rabin und der gemeinsamen 
israelisch-palästinensischen Er- 
klärung. 


al 


Als Hintergrundinformation Vor- 
stellung. ier, Bücher zum 
Thema: zur Geschichte des real 


existierenden Staates Israel und 
zur Entwicklung eines kommen- 


den palästinensischen Staates 


Dietrich Schulze-Marmeling por- 
trätiert eine neue nordirische 
Friedensinitiative, die. sich den 
vorläufigen Namen „Peace 2000“ 
gegeben hat. Sie geht davon aus, 
daßein Waffenstillstand in Nord- 
irland nicht mit mehr oder weni- 
ger unpolitischen Appellen oder 
mit einer militärischen Kampa- 
gne,sondern übereineernsthafte 
Auseinandersetzung mit den Ur- 
sachen des Konflikts herbeige- 
führt werden müsse. Seite 22ff. 


Vor 20 Jahren wurde die Unidad- 
Popular-Regierung durch einen 
blutigen Militärputsch gestürzt. 
Chile, das kurze Zeit als Modell 
eines „friedlichen Übergangszum | 
Sozialismus“ galt, ist heute wie- 
der zum Modellfall geworden. 
Jetzt gilt der Staat als Beispiel 
für die erfolgreiche Integration | 
eines Landes der sogenannten 
Dritten Welt in den Weltmarkt. 
Das in Chileerprobte neolibera- 
le Wirtschaftskonzept ist der 
Handlungsrahmen, in dem die 
„Sanierung“ der GUS-Staaten 
exekutiert wird. Seite 25 


Obgleich im Zweiten Weltkrieg 

besiegt, gelang es Japan alsbald, 

seine wirtschaftliche Machtstel- 

lung in Ost- und Südostasien | 
wiederzuerlangen. Nach dem 

Rückzug der USA ist es auf dem 
Wege, in der Region auch eine 
politische Ordnungsmacht er- 
sten Ranges zu werden. Ausge- 
hend von der Mitte des letzten 
Jahrhunderts, in dem Japan den 
Anschluß an die westliche Mo- 
derne fand, analysiert Rainer Wer- 
ning die Entwicklungeiner „Pax 
Nipponica“ seit dem Ausgang 
des Zweiten Weltkriegs. S.27 
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Demonstration vor dem NDR-Gbäude (Foto: H. Wojahn) 


Eine von uns 


Die Kollegin Astrid Dieckmann-Schra- 
der - Redaktionsassistentin beim Hör- 
funk des NDR, verweigerte bei der 
letzten Hamburg-Wahl vor zwei Jahren 
die Mitarbeit an der Ausstrahlung 
rechtsradikaler Wahlwerbespots. Da- 
für wurde sie vom Intendanten des 
NDR, Herrn Jobst Plog, abgemahnt. 


Verpflichtung zur Mitarbeit an 
rechtsradikaler Wahlwerbung 


Für die NDR-Leitung hat der „Fall“ grund- 
sätzliche Bedeutung: 
1. Arbeitsverweigerung, noch dazu poli- 


tisch begründet, kann nicht hingenom- 
men werden. st Plog: „Klier geht es 
nicht um formai che Fragen, son- 


dem um ein Kernstück des demokrati- 
schen Rechtsstaats, zu dem es für mich 
unweigerlich gehört, geltende Gesetze zu 
befolgen. Jeder von Ihnen muß im 
Privatleben selbst entscheiden, wie er es 
für sich mit diesem Grundsatz halten will. 
Als Arbeitnehmerin und Arbeitnehmer 
einer öffentlich-rechtlichen Rundfunkan- 
stalt jedoch sollte die Entscheidung klar 
und eindeutig sein: Solange der Nord- 
deutsche Rundfunk dazu verpflichtet ist, 
Wahlwerbespots auszustrahlen, trifft die- 
se Pflicht auch Sie ...“. 

2. Verträge und Rechtsprechung sind zu 
respektieren. Jobst Plog: „Der NDR ist 
nun einmal gemäß $ 15 Abs. 1 NDR 
Staatsvertrag dazu verpflichtet, Parteien 
und Vereinigungen angemessene Sen- 
dezeit zur Vorbereitung von Wahlen 
einzuräumen. Aufgrund der Rechtspre- 
chung des Bundesverfassungsgerichts 
gilt dies für alle zu einer Wahl zugelasse- 
nen Parteien/Gruppierungen. Wahlwer- 
bespots sind selbst dann zu senden, 
wenn die Parteien als verfassungsfeind- 
lich anzusehen sind oder die Spots einen 
verfassungsfeindlichen Inhalt haben.“ 

Die vertragliche und juristische Argu- 
mentation hat einen einfachen politischen 
Inhalt: Die jetzt anstehende Wiederho- 
lung der Wahl in Hamburg mußte den 
Konflikt, den die Kollegin Astrid Dieck- 
mann-Schrader bislang stellvertretend 
austrug für alle, denen Widerstand gegen 
Ausländerfeindlichkeit und Rechtsradika- 
lismus nicht nur Lippenbekenntnis ist, 
erneut und verschärft auf die Tagesord- 
nung setzen: Vor Beginn des Wahlkamp- 
fes erklärten mehr als 
450 Kolleginnen und Kollegen im NDR 
daß sie „jede Mitarbeit verweigern 
werden, die der Ausstrahlung von 
Wahlspots rechtsradikaler Gruppie- 
rungen und Parteien dient, bzw. alle 
Kolleginnen und Kollegen unterstüt- 
zen, die sich entsprechend verhalten.“ 

‚Alle wurden von der NDR-Leitung 
persönlich angeschrieben und auf mögli- 
che „arbeitsrechtliche Konsequenzen bis 
hin zur Kündigung“ hingewiesen. Jobst 
Plog: „Ich zähle auf jeden einzelnen von 
Ihnen, wenn es in den kommenden 
Wochen darum geht, einer von uns allen 
ungeliebten staatsvertraglichen Pflicht 
nachzukommen.“ 


Die NDR-Leitung im Konflikt 


Einerseits beteuert Intendant Plog, er 
könne „gar nicht umhin, diejenigen, die 
sich tatsächlich weigern sollten, die ge- 
schuldete arbeitsvertraglich vereinbarte 
Leistung zu erbringen, mit den für derar- 
tige Fälle vorgesehenen arbeitsrechtli- 
chen Sanktionen (Abmahnung bis hin zur 
fristiosen Kündigung) zu konfrontieren“, 
andererseits bietet er an: „In Fällen 
individuell begründbarer Gewissensnot 
sollten Sie das vertrauensvolle Gespräch 
mit Ihren jeweiligen Vorgesetzten su- 
chen.“ Die NDR-Leitung möchte keine 
weiteren „Fälle“, nicht zuletzt, weil das 
den Widerspruch verschärfen würde zur 
Initiative des Intendanten, durch Än- 
| derung des Staatsvertrages die Sen- 


deanstalten von der Verpflichtung zur 
Ausstrahlung von Wahlwerbespots zu 
entbinden: „Wir berichten in der Tages- 
schau darüber, daß ein Haus von Auslän- 
dern angezündet ist, und davor läuft ein 
Wahlspot, der ausländerfeindlichen In- 
halt hat. Das kann man den Mitbürgern 
nicht mehr erklären, das kann man 
insbesondere den ausländischen Mitbür- 
gern nicht erklären.“ 

Die genannten 450 NDR-Kolleginnen 

unterstützen die Initiative von Jobst Plog. 
Im Gegensatz zu ihm sehen sie allerdings 
einen Widerspruch zwischen seiner Initia- 
tive und den erfolgten und angedrohten 
arbeitsrechtlichen Maßnahmen gegen 
Kolleginnen und Kollegen, die den Aufru- 
fen gegen Ausländerfeindlichkeit ent- 
sprechend handeln. Plog selbst hatte zur 
Beteiligung an der Lichterkette um die 
Alster aufgerufen, weil „die vielen Mitar- 
beiterinnen und Mitarbeiter, die dahinter- 
stehen, ein Zeichen setzen wollten gegen 
Ausländerhaß und Rassismus ...“. Was 
hindert Jobst Plog daran, die Abmahnung 
gegen Astrid Dieckmann-Schrader zu- 
rückzunehmen? Warum hat er sie über- 
haupt ausgesprochen? Was zwingt ihn 
neuerlich zur Androhung von Sanktio- 
nen? „Wenn ich der Intendant wäre, (und) 
das tun müßte, was er muß, nämlich das 
Band da einlegen lassen, dann würde ich 
entweder meinen Chefjustitiar das ma- 
chen lassen, die drei Mal, wo es darum 
geht, oder ich würde es selbst machen. 
Aber ich würde nicht Menschen in Gewis- 
senskonfliktte bringen.“ (Hamburgs 
Bürgermeister Henning Voscherau) Die 
NDR-Beschäftigen wären erleichtert, 
wenn sie die Initiative ihres Intendanten 
uneingeschränkt unterstützen könnten. 


Die Justiz 


Astrid Dieckmann-Schrader klagt bisher 
vergeblich auf Rücknahme der Abmah- 
nung durch den NDR. Nur das Bundesar- 
beitsgericht steht als letzte Instanz noch 
aus. Sie habe ihren Gewissensnotstand 
nicht ausreichend glaubhaft machen kön- 
nen, argumentieren die Richter. Das liegt 
auf der Linie der jüngsten Entscheidun- 
gen des Hamburger Oberverwaltungsge- 
richts, das vor wenigen Wochen der DVU 
zusätzliche Wahlwerbezeit zubilligte mit 
der Begründung, sie werde voraussicht- 
lich über die 5%-Hürde kommen und in 
die Bürgerschaft einziehen und jetzt den 
NDR dazu verurteilte, den DVU-Mann 
Reimers zum Fernsehduell der Spitzen- 
kandidaten zuzulassen. Justiz als Hebel 
der Politik ... 


und wir? 


Die entscheidende Frage, die sich auch 
in der Auseinandersetzung beim NDR 
stellt, ist nicht, daß wir der Bedrohung von 
rechts Widerstand entgegensetzen müs- 
sen, da gibt es auch gegenüber Jobst 
Plog keinen Widerspruch, die Frage die 
sich stellt ist, wie leisten wir Wider- 
stand? Beschränken wir uns auf juristi- 
sche oder parlamentarische Mittel oder 
handeln wir da, wo sich die Fragen so 
konkret stellen, wie für die Kollegin Astrid 
Dieckmann-Schrader: „Immer wieder 
sagt man sich: das mache ich noch mit 
und das ertrage ich noch. Aber hier war 
der Punkt! Ich fühlte mich ganz konkret 
gefordert. Hier wollte ich mich als kleines 
Rädchen nicht mehr drehen. Ich will noch 
in den Spiegel gucken können! Bevor ich 
diese Volksverhetzung unterstütze, neh- 
me ich jede Konsequenz in Kauf. Wenn 
es nur die Alternative gibt: Arbeit unter 
Gewissenszwang oder Gewissensfrei- 
heit ohne Arbeitsplatz, dann muß ich mich 
für meine Freiheit entscheiden, obwohl 
mir meine Arbeit wichtig ist und Freude 
macht.“ 


IG Medien-Kolleginnen 


aktuell 


ak 358 — 22. September 1993 


Hamburger Bürgerschaftswahl 


Abmahnung für die Volksparteien 


„Klatsch, das saß!“ Bild kommentiert die 
„Prügel für die Großen“ mit sichtlichem 
Wohlgefallen. „Hamburg wählt Protest“ 
titelt das etwas seriösere Hamburger 
Abendblatt, ebenfalls aus dem Hause 
Springer. Von Protestwahl spricht auch 
Bürgermeister Henning Voscherau, der 
mit mindestens einem blauen Auge davon- 
gekommen ist. Wahlforscher Klaus Lie- 
pelt von /nfas gibt ihm recht: „Viele 
Wähler und Wählerinnen haben nicht für 
etwas, sondern gegen manches gestimmt. 
Sie sind unzufrieden, weil Wohnungen 
knapp sind, Arbeitsplätze fehlen, die Asyl- 
problematik noch nicht abschließend ge- 
löst ist — und weil es mit der Wirtschaft 
nicht stimmt.“ SPD-Vorsitzender Schar- 
Ping, der das auch findet, nutzt die 
Ungunst der Stunde für eine etwas nebu- 
löse Selbstkritik: Die SPD gebe noch nicht 
„genau genug” Antwort aufdie Fragen des 
Wählers. Ein dezenter Hinweis auf seine 
eigenen Bemühungen, die SPD auf eine 
„genauere“ Position in der Frage weltwei- 
ter Militäreinsätze festzulegen? 


Wo die drei großen Parteien zusammen 
fast 19% der Stimmen verlieren, ist die 
Unzufriedenheit mit Händen zu greifen. 
Sie ist allerdings weniger diffus, als das 
Schlagwort von der „‚Politikverdrossen- 
heit“ nahelegt. So stieg die Wahlbeteili- 
gung gegenüber 1991 immerhin um 3,5 
Prozentpunkte. Auch traf die „‚Abmah- 
nung durch den Souverän“ (Voscherau) 
nicht alle in Hamburg bzw. Bonn regieren- 
den Parteien gleichermaßen. Am härtesten 
gebeutelt wurde die CDU, die zusammen 
mit ihrem Koalitionspartner auf Bundes- 
ebene, der FDP, unter die 30%-Marke 
rutschte: ein klares Mißtrauensvotum ge- 
gen die Bundesregierung, die — wen 
wundert's — natürlich „‚hausgemachte 
Hamburger Ursachen“ für das Debakel 
verantwortlich macht. 


Daß die GAL vom Wählerverdruß am 
meisten profitieren konnte (Zugewinn 
6,3%), ist erfreulich, auch wenn die nun in 
greifbare Nähe gerückte rosa-grüne Koa- 
lition lediglich die Fortsetzung sozialde- 
mokratischer Politik sicherstellen würde. 
Die überwiegende Mehrheit der GAL- 
Wähler will das auch so. Anders die 
Handelskammer, die sich für eine Große 
Koalition ausgesprochen hat. Ihr Sprecher 
machte allerdings schon am Wahlabend 
eine nicht unwichtige Einschränkung. 
Eine Beteilung der GAL an der Stadtregie- 
rung sei problematisch — ‚wenn dieGAL 
bei ihrem Programm bleibt“. Diese Sorge 
kann dem Mann wohl genommen werden. 
Es gibt nur eine einzige klare grüne 
Forderung an die SPD: mindestens drei 
Senatsposten sollen es sein. Das ist zwar 
schmerzlich für die Sozis, die allerhand 
Bedürftige mit Jobs zu versorgen haben, 
aber auch nicht unerfüllbar. 


Über das Scheitern der Rechtsextremen 
kann sich niemand so uneingeschränkt 
freuen wie die Vertreter der Hamburger 
Wirtschaft: „Gut für das weltoffene Stan- 
ding unserer Stadt‘, kommentiert Bild und 
greift damit ein Argument auf, das Helmut 
Schmidt bereits vor der Wahl zu bedenken 
gab: Allzu lärmendes Treiben der Nazis ist 
für das „Tor zur Welt“ rufschädigend und 
gefährdet deutsche Exporte. 

Demokratisch gesinnte Menschen sind 
zu Recht erleichtert, daß es für Reps und 
DVU nicht zu Bürgerschaftsmandaten 
gereicht hat. Eine parlamentarische Ver- 
tretung hätte diesen Kräften weitere Repu- 
tation verschafft, dem rassistischen Mob 
auf der Straße Auftrieb gegeben und den 
nächsten rechten Wahlerfolg wahrschein- 
licher gemacht. Die Erleichterung wird 
allerdings durch zwei Umstände getrübt. 
Zum einen kamen Reps und DVU zusam- 
men auf 7,6%; weitere 0,5% entfielen auf 
mehrere rechtslastige Gruppierungen, dar- 
unter ODP, „Deutsche Mitte“, „Partei 
bibeltreuer Christen“ und Nationale Liste. 
Zusammengenommen ist das sogar noch 
mehr als der Stimmenanteil der Rechten 
bei der schleswig-holsteinischen Land- 
tagswahl im April 1992, nur daß sich dort 
die rechten Stimmen anders verteilten 
(6.3% für die DVU, 1,2% für die Reps). In 
ihren Hochburgen Harburg und Mitte 
gelang den Reps der Einzug in die 
Bezirksversammlungen; die DVU schaff- 
te es ın Bergedorf. 

Zum zweiten war es die populistische 

StattPartei, die den Reps entscheidende, 
zum Einzug in die Bürgerschaft benötigte 
Stimmen abgejagt hat. Die StattPartei, die 
als Abspaltung von der CDU begann, 
bestritt ihren Wahlkampf mit den klassi- 
schen Angeboten an die „Politikverdros- 
senen“, der Agitation gegen Filz und 
Parteienherrschaft und dem Versprechen, 
eine Vereinigung von Saubermännern zu 
sein. Jeweils ein Drittel ihrer WählerInnen 
haben bisher für SPD bzw. CDU ge- 
stimmt; 15% sind ehemalige Nichtwähle- 
rInnen. Die StattPartei schnitt in den 
wohlhabenderen Stadtbezirken am besten 
ab, holte aber auch in den 
Hochburgen der Rechten, 
den ‚„Problemgebieten“ 
und „sozialen Brenn- 
punkten“, die Stimmen, 
die ohne ihre Kandidatur 
am ehesten den Reps zu- j% 
gefallen wären. Am Ende 
fehlten den Reps ganze 
1430 Stimmen zum Ein- 
zug in die Bürgerschaft. 


Die unter linken Nicht- 
oder Nicht-mehr-Wähle- 
Innen diskutierte (und ° 
u.a. auch im letzten ak 


durch Stimmabgabe für GAL, Linke Al- 
ternative oder VSP den Einzug der Nazis 
in die Bürgerschaft zu verhindern, hat 
ebenfalls zu deren Scheitern beigetragen. 
Allein unter diesem Aspekt hatte die 
Kandidatur der Linken Alternative ihre 
Berechtigung. Als zukunftsweisendes 


Modell ist das Projekt gescheitert. Die LA, 
formal ein Personenbündnis, in der Dar- 
stellung nach außen ein Zusammenschluß 


Das Hamburger Wahlergebnis 


(in Klammern die Ergebnisse von 
1991) 

1993 1991 
SPD 40,4 (48,0) 
CDU 25,1 (35,1) 
GAL 135 (7,2) 
FDP 4,2 (5,4) 
Statt 5,6 
REP 4,8 (1,2) 
DVU 2,8 
LA 0,5 (1,1) (1) 
{1) 1991 getrennte Kandidaturen von AL, 
DKP und PDS 


linker Organisationen (AL, BWK, DKP, 
MLPD, PDS u.a.), erreichte nur 0,5% und 
fiel damit weit hinter das Ergebnis der 
letzten Bürgerschaftswahl zurück. Damals 
hatten AL und PDS noch getrennt kandi- 
diert und jede für sich ebenso viele 
Stimmen bekommen wie jetzt das Bünd- 
nis. 

Die ‚Kommunistische Einheitspartei 
Deutschlands“ (KED), eine Erfindung 
linker Spaßguerilleros, hätte sicher nicht 
schlechter abgeschnitten. Die KED wirbt 
für den „Sieg der Vernunft“ und ist gegen 
„Bartwuchs, Weltverdunkler, Narrentum. 
Nasch- und Gaukelwerk“. Leider trat die 
Partei nicht zur Wahl an, sondern be- 
schränkte sich auf eine eindrucksvolle 
Plakataktion mit dem Bild ihres Vorsitzen- 
den „Dr. Kurt Euler“ (Herr mit Schlips 
und Hornbrille) und den erwähnten zen- 
tralen Parolen. 


begründete) Überlegung, Demonstration gegen die Nationale Liste Foto: Macus Höhn 


Anwalt des Normalbürgers 


Fortsetzung von Seite 1 


Er legt sogar — beim Thema „ Vergangen- 

heitsbewältigung“ — kräftig nach. Selbst 

der Kampfparole „Ich bin stolz, ein 

Deutscher zu sein“ kann er einiges abge- 
winnen; nur hört er sie „‚in einer Weise und 
mit einem Hintergrund gebraucht, wie ich 
ihn nicht gebrauchen kann“. Anders ge- 
sagt: Schade, daß die Nazis vor uns auf 
diesen die Massen mobilisierenden Slogan 
gekommen sind. 


Wie konnte es geschehen, daß Kohl 
diesen reaktionären Überzeugungstäter 
lanciert und gegen voraussehbare Wider- 
stände in den eigenen Reihen durchgesetzt 
hat? Ganz einfach: der Mann bringt die 
neuen alten Werte der CDU besonders 
glaubwürdig zum Ausdruck — er hat sie 
verinnerlicht — und ist damit alles andere 
als ein Exot aus den zurückgebliebenen 
Provinzen des Ostens. Die zentrale Rede 
des gerade beendeten CDU-Parteitag, ge- 
halten von Wolfgang Schäuble, ist in ihren 
Kernaussagen mit denen des Heitmann- 
Interviews nahezu deckungsgleich. „Ein 
Mann weist den schnurgeraden Weg nach 
rechts“, schreibt die Frankfurter Rund- 
schau und zitiert Schäubles Anweisungen 
zur Ausrichtung der Parteireihen: Dem 
Staat zu dienen sei etwas „Notwendiges, 
wenn man die Zukunft bewältigen will“; 
„‚Patriotismus ist nichts Altmodisches“; 
„unser Vaterland könnte sehr viel mehr 
Patriotismus gebrauchen“ — Patriotis- 
mus, der sich nicht in Bekenntnissen 
erschöpft, sondern auch Opfer bringt, hat 
sich doch ‚„‚unser Gemeinwesen mehr und 
mehr zum Wohlfahrts- und Daseinsvor- 
sorgestaat hin entwickelt“. 


Arbeit, Familie, Vaterland — die Werte, 
die 1940 von dem mit den Nazis kollabo- 
rierenden Vichy-Regime an die Stelle der 
bürgerlich-demokratischen Ideale Frei- 
heit, Gleichheit, Brüderlichkeit gesetzt 
wurden — sind das Programm der Zu- 
kunft. Johannes Rau, der Präsidentschafts- 
kandidat der SPD, ist nicht nur mangels 
Mehrheit kein ernstzunehmender Konkur- 


rent im Kampf um das höchste Amt im 
Staate. Sein Credo „.Versöhnen statt spal- 
ten“, mit dem er schon eine Wahl verloren 
hat, paßt einfach nicht in eine Zeit, in der 
Kompromißlosigkeit gefragt ist. 

Ob Heitmann es schafft, ist dabei 
keineswegs sicher. Zwar halten führende 
CDU-Vertreter auch nach dem SZ-Inter- 
view zu ihm. Dennoch könnte es schließ- 
lich ratsam erscheinen, Heitmann durch 
einen etwas vorsichtigeren Repräsentan- 
ten deutscher Größe zu ersetzen. So oder 
so hat die Dreistigkeit, mit der Kohl seinen 
reaktionären Kampfkandidaten präsen- 
tiert hat, zu einer weiteren Rechtsverschie- 
bung des politischen Koordinatensystems 
beigetragen. 


Es erscheint paradox, daß diese Ent- 
wicklung auf Kosten der extremen Rech- 
ten (außerhalb von CDU und CSU) gehen 
könnte. Schönhubers Anfeuerungsruf an 
die eigene Partei „Nur wir selbst können 
uns noch aufhalten!“ wurde in München 
gerade widerlegt. Der Kandidat der Reps 
landete abgeschlagen bei 2,8%. Wo ein 
Gauweiler antritt, ist der Raum für konkur- 
rierende Rechtspopulisten eng. Die Nomi- 
nierung Heitmanns kann nur als Signal 
gewertet werden, daß die „‚bayrische Art 
des Zupackens“ (Streibl) zur Linie der 
CDU insgesamt werden soll. 


So könnten Reps und DVU, die sich — 
wie in Hamburg — auch noch gegenseitig 
Stimmen wegnehmen, am Ende des 
„Superwahljahres‘“ 1994 mit leeren Hän- 
den dastehen. Schönhuber hat sich für 
diesen Fall bereits abgesichert. Immerhin 
sei ihm „die historische Rolle zugefallen, 
die Wende in Deutschland einzuleiten“. 
„ohne uns hätte es diesen Rechtsruck nicht 
gegeben“. Hier wedelt wohl der Schwanz 
mit dem Hund. Der strategische Slogan 
der Reps, „die geistig-moralische Erneue- 
rung des deutschen Volkes“, ist leicht als 
Abwandlung der „geistig-moralischen 
Wende“ erkennbar, mit der die CDU seit 
1981 in die Arena stieg. Im aktuellen 


christdemokratischen Sprachgebrauch 
heißt dieselbe Parole jetzt ..geistig-kultu- 
relles Umdenken“. 

Die „rechts von der Mitte“ beschwore- 
nen Tugenden, die von den Deutschen neu 
entdeckt werden sollen, weisen über die 
kommenden Wahlkämpfe hinaus. Sie sind 
weit mehr als Sprechblasen. Sie sollen 
tatsächlich ‚‚gelebt‘“ werden: auf daß 
„Deutschland“ Stärke zeige — nach innen 
wie nach außen. 
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Kampf zweier Linien 


Anderthalb Jahre „Kinkel-Initiative“ - eine Bilanz ihrer Wirkung „drinnen und draußen” 


In der Erklärung von Helmut Pohl, die er 

auch im Namen von Eva Haule, Heidi 

Schulz, Brigitte Mohnhaupt, Christian 

Klar, Rolf-Clemens Wagner und Rolf 

Heißler (alle Gefangene aus der RAF) 

abgab, erklären die Gefangenen: „Es wird 

mit uns keine Neuauflage von sowas wie 
der Kinkel-Initiative geben, in welcher 

Variante auch immer.“ Dieses Schreiben 

signalisiert, daß diese Gefangenen öffent- 

lich machen wollen, was in den letzten drei 

Jahren in oft quälenden Debatten unter den 

GenossInnen „drinnen und draußen“ an 

Widersprüchen aufgetreten ist. Der fol- 

gende Beitrag versucht, wesentliche Sta- 

tionen dieser Diskussionen und Auseinan- 
dersetzungen nachzuzeichnen. 

Der letzte kollektive Hungerstreik der 

Gefangenen aus RAF und Widerstand 
Anfang 1989 war durch eine Umorientie- 
rung weg vom linksradikalen Ghetto und 
hin auf liberale Kreise in dieser Gesell- 
schaft gekennzeichnet. Die Hungerstreik- 
erklärung war ganz auf dieses Spektrum 
zugeschnitten. Die verbalrevolutionäre 
Diktion früherer Hungerstreikerklärungen 
fehlte. Das trug zur Verwirrung des tradi- 
tionellen ‚„‚Antiimp“-Spektrums bei, das 
bisher praktisch das Monopol der Orien- 
tierung auf die Gefangenen hatte. Aller- 
dings hatte sich in diesen Spektrum schon 
seit 1988 ein verstärkter Rückzug aus dem 
politischen Leben abgezeichnet, verur- 
sacht unter anderem durch die nicht 
aufgearbeiteten Erfahrungen und Fehler 
der antiimperialistischen Politik der 80er 
Jahre, dem sogenannten ‚„‚Frontprozeß“. 
Lutz Taufer schildert im weiter unten noch 
ausführlicher erwähnten Papier „‚Gesell- 
schaft oder Ghetto“, daß eine nach mehre- 
ren Jahren Knast entlassene Genossin von 
Gesprächen im kleinen Kreis und auf 
Veranstaltungen berichtete, „wo es aus 
den Leuten nur so rausplatzen würde. Vom 
Fronttrauma sei immer wieder die Rede 
gewesen, einige seien in die Psychiatrie 
gekommen, die Besten seien davongelau- 
fen ...“ Diese drastische Schilderung be- 
schreibt die Krise, ja die persönliche 
Dramatik vieler „‚Antiimp“-Zusammen- 
hänge seit Ende der 80er Jahre. 

Weil der Sinn des Hungerstreiks in der 

Gewinnung von Unterstützung im liberal- 
humanistischen Spektrum bestand, unter- 
blieben begleitende militante Aktionen, 
anders als bei vorherigen Hungerstreiks, 
fast völlig. Lediglich in der letzten, für 
einige Gefangene schon lebensbedrohli- 
chen Phase, gab es den Angriff auf die 
Börse in Frankfurt und die Besetzung 
einer EG-Behörde in Brüssel. 

Das Resümee dieses Kampfes war, daß 
es einerseits die bisher größte Unterstüt- 
zung für die Forderungen der Hunger- 
streikenden gab; anderseits der Druck 
nicht ausreichte, um substantielle Zuge- 
ständnisse vom Staat durchzusetzen. Die 
Kleingruppenisolation konnte nicht auf- 
gehoben werden. 

Die oben beschriebene Schwäche des 
antiimperialistischen Spektrums führte 
dazu, daß die humanistischen Kräfte nicht 
— wie geplant — UnterstützerInnen der 
Kampagne waren, sondern diese inhaltlich 
fast völlig bestimmten. Die Argumente 
derer, die den Gefangenen teilweise entge- 
genkommen wollten, um das Kapitel des 
bewaffneten Kampfes in der BRD ohne 
Gesichtsverlust für alle Beteiligten end- 
lich abschließen zu können, waren sowohl 
von Antje Vollmer (Grüne) als auch vom 
damaligen Hamburger Verfassungs- 

schutzchef Lochte zu vernehmen. 

Nach dem Ende des Hungerstreiks 
brachen die lange Zeit tabuisierten Kon- 
flikte offen auf. Vielen Gefangenen war 
der bisherige Kontakt zu GenossInnen aus 
dem antiimperialistischen Spektrum zu 
eng. Beziehungen zu kirchlichen und 
humanistischen Kreisen sowie ausländi- 
schen GenossInnen wurden geknüpft. Alte 
Kontakte zerbrachen. Das ging nicht ohne 
persönliche Kränkungen ab, was zur Auf- 
lösung vieler eh schon desolater „‚Anti- 
imp“-Strukturen beitrug. 

Die Erschütterungen der gesamten Lin- 
ken im Gefolge der Auflösung des osteu- 
ropäischen „Realsozialismus“ ab 1989 
verstärkten diese Tendenzen zwar, waren 
aber nicht der Auslöser. 


KGT startet „Kinkel-Initiative“ 


In diese Schwächephase fiel die oft fälsch- 
lich nach dem damaligen Justizminister 
Kinkel benannte Initiative, die in Wirk- 
lichkeit von der „‚Koordinierungsgruppe 
Terrorismusbekämpfung“ (KGT) ausge- 
arbeitet wurde, einem Gremium, dem der 
Verfassungsschutz, das BKA, die Bundes- 
anwaltschaft, Landes- sowie Bundesmini- 
sterien angehören. Die KGT-Initiative, im 
Januar 1992 verkündet, bestand in der 
Ankündigung, die (vermeintlich) vorzeiti- 
ge Freilassung bestimmter Gefangener aus 
RAF und Widerstand zu prüfen. 


Mit dieser Initiative wurden Überlegun- 
gen eines Teils des Repressionsapparates 
umgesetzt, die RAF dadurch zu eliminie- 
ren, daß ihr angebliches Bewegungsthe- 
ma, die Isolationshaft der Gefangenen, 
entschärft wird. Nach der Lesart der KGT 
ist die RAF seit 1977 nur eine „‚Befreit- 
die-Gefangenen-Guerilla“. Würde ihnen 
dieses Thema genommen, verlören sie 
auch den letzten Rest an Unterstützung. 
Auch diese Staatsschutzvariante wollte 
natürlich auf Repression gegen die „‚Un- 
belehrbaren“ nicht verzichten. 

In den Medien wurde gezielt Verwir- 
rung gestiftet, der Begriff „Versöhnung“ 
wurde strapaziert. Das hatte auch Wirkung 
in den verbliebenen Gruppen, die seit 
Jahren gegen die Isolationshaftbedingun- 
gen kämpfen. Dort wurde, anfangs häufig 
mangels Alternative, in der KGT-Initiative 
eine Chance gesehen, den Staat von seiner 
harten Haltung gegenüber den Gefange- 
nen abzubringen. 

Es hatte den Anschein, daß sich selbst 
die RAF an dieser Initiative orientierte. 
Jedenfalls ging ihre berühmte Gewaltver- 
zichtserklärung von April 1992 von zwei 
Fraktionen im Staatsapparat aus, von 
denen die eine moderater sei. Diese gilt es 
zu stützen, wenn es sein muß mit Druck 
von Wirtschaftskreisen, die es leid sind, 
jährlich mindestens einen Führungskader 
durch RAF-Attentate zu verlieren. Die 
Verknüpfung der Perspektive der RAF mit 
der Lösung der Gefangenenfrage war in 
der Erklärung unübersehbar. Die RAF 
verzichtete ganz realpolitisch auch auf die 
Forderung der sofortigen Freilassung. 
Statt dessen wurde die Formel von der 
„Freilassung in absehbarer Zeit‘ geprägt, 
ein auslegbarer Begriff. Diese Erklärung 
vervollständigte die Verwirrung in der 
Restlinken. Allerdings zeigte sich auch, 
daß die Initiative der RAF unter den 
Gefangenen selber umstritten war. Daß 
Irmgard Möller, die seit 2] Jahren inhaf- 
tiert ist und als einzige die Stammheimer 
Todesnacht schwerverletzt überlebt hat, 
wenige Tage nach der Veröffentlichung 
der RAF-Erklärung diese im Namen aller 
Gefangener aus RAF und Widerstand 
diese Initiative vorbehaltlos unterstützte, 
änderte an der Umstrittenheit nichts. 


Die Diskussion 
unter den Gefangenen 


Die Gefangenen waren und sind kein 
monolithischer Block. Mittlerweile sind 
Gefangene aus unterschiedlichen Kampf- 
perioden inhaftiert: aus der Vietnambewe- 
gung (die meisten von ihnen sind inzwi- 
schen tot), den Kämpfen zur gescheiterten 
Befreiung der Gründungsmitglieder der 
RAF, aus dem Anti-Natokampf Anfang 
der 80er Jahre, aus dem Frontprozeß ab 
1985/86, dessen Ziel es war, die Kräfte der 
verschiedenen Widerstandskämpfe zu 
vereinheitlichen. Die wenigsten Gefange- 
nen kannten sich noch aus den politischen 
Kämpfen in Freiheit. Deshalb ist es nicht 
verwunderlich, daß die politischen Erfah- 
rungen und Einschätzungen oft unter- 
schiedlich sind. Die Isolationshaftbedin- 
gungen tragen natürlich das ihre dazu bei, 
politische Diskussions- und Reflexions- 
prozesse fast unmöglich zu machen. Die 
wenigen Kontakte zwischen „Drinnen 
und Draußen“ wurden durch Beschlag- 
nahmeverfügungen, Gesprächsabbrüche, 
Besuchsverbote und andere Instrumenta- 
rien staatlicher Repression immer wieder 
massiv behindert. 

Die scharfe Kontroverse zwischen der 
„Initiative für die Zusammenlegung der 
politischen Gefangenen“ aus Tübingen 
und dem Gefangenen aus der RAF Lutz 
Taufer, die Ende 1991/Anfang 1992 über 
diverse autonome Publikationen geführt 
wurde, war der Beginn einer öffentlichen 
Debatte dieser Widersprüche. 

Ausgangspunkt der Kontroverse war 
die Erklärung der drei Celler Gefangenen 
Lutz Taufer, Karl-Heinz Dellwo und Knut 
Folkerts zu ihrem begrenzten und befriste- 
ten Hungerstreik. Die Tübinger GenossIn- 
nen äußerten in ihren Fragen an die drei 
Irritationen über diese Erklärung sowie 
über das Gespräch zwischen den Gefange- 
nen und niedersächsischen PolitikerInnen, 
das zum Abbruch des Hungerstreiks führ- 
te. Die Tübinger schrieben: „Euer Ge- 
spräch mit VertreterInnen des Staates und 
die Art und Weise, wie ihr darüber schreibt 
(‚das Gespräch war gut, es ging fast immer 
um eine pol. Lösung ...‘) hatte auch die 
Diskussion zur Folge, ob Reformismus 
bzw. individueller Kampf um persönliche 
Situationsverbesserungen nun an die Stel- 
le politisch-revolutionären Kampfes zur 
Veränderung der gesellschaftlichen Reali- 
tät getreten ist.“ 

Diese provokanten Äußerungen kon- 
terte Lutz Taufer wenig solidarisch gleich 
in der Einleitung folgendermaßen: „euer 
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brief ist hier ... eingegangen. das zentrale 
problem dabei ist, daß es bei uns etwas 
gibt, wovon wir abschwören könnten, bei 
euch nicht...“ 

Über die Spannungen zwischen den 
Gefangenen und einem Teil des Unterstüt- 
zerInnenspektrums gibt folgendes Zitat 
von Lutz Taufer aus der Debatte Hinweise: 
„Nachdem wir ein Jahrzehnt lang in 
harter Arbeit — ohne Übertreibung — uns 
bemüht haben, mit Menschen und Grup- 
pen draußen ins Gespräch zu kommen, die 
sich mit dem Begriff oder Etikett revolutio- 
när bezeichnen, Bemühungen, die etliche 
Leitzordner von ausgearbeiteten Briefen 
und Texten füllen, ohne daß diese aberwit- 
zige Anstrengung auch nur den Schatten 
einer verbindlichen gemeinsamen Arbeit 
zum Resultat gehabt hätte, haben wir uns 
die Freiheit genommen, mit Menschen und 
Gruppen zu arbeiten, die sich engagieren, 
statt im trüben zu fischen ...“ 

Tatsächlich wurde in dieser Debatte 
deutlich, daß die Celler Gefangenen zu 
einer Erneuererströmung unter den Gefan- 
genen zählten, die mit den beschriebenen 
negativen Erfahrungen auch gleich einen 
Großteil der Grundlage ihrer bisherigen 
Politik vergessen wollten. Dieser Gruppe 
gehören noch die Gefangenen aus Lübeck 
an. Andere haben sich nur bruchstückhaft 
dazu geäußert. In seinem Brief „‚Gesell- 
schaft oder Ghetto“ von Januar 1993 
äußerte Lutz Taufer: ‚‚hauptaufgabe des 
Jahres 1992 und vor allem der beiden jahre 
zuvor wäre es gewesen, den mit den 
erklärungen aus 88 und dem hs 89 
begonnenen weg zu handlungsmöglich- 
keiten und-bewegungsspielräumen inner- 
halb der gesellschaft auszubauen. der 
erste schritt in dieser richtung konnte 
wirklich nur sein: auflösung der altbestim- 
mungen revolutionärer politik, weil eine 
neubestimmung nicht möglich ist, solange 
die vorstellungen von revolutionärer poli- 
tik dermaßen penetrant im bild der 80er 
Jahre fixiert sind.“ 

Die einst geschmähten ReformistInnen 
wurden plötzlich zu Menschen, die sich 
wirklich um politische Lösungen bemü- 
hen, während sich revolutionär verstehen- 
de GenossInnen zu praxislosen Papierti- 
gerInnen erklärt wurden, die eh nicht ernst 
zu nehmen seien. 

So veröffentlichte Lutz Taufer ohne 
Einwilligung der Tübinger GenossInnen 
diesen Briefwechsel, obwohl diese ihren 
Brief nur an alle Gefangenen gerichtet 
hatten. Diesen Vertrauensbruch, der mit 
der Phrase „‚Wir halten nichts von Hinter- 
zimmerpolitik“ schlecht kaschiert war, 
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begründete Taufer mit den Vorwurf an die 
GenossInnen, sie versuchten, die Gefan- 
genen gegeneinander auszuspielen. 

Es wurde zukünftig leider traurige 
Praxis, daß die ErneuerInnen sowohl 
„drinnen“ als auch .‚draußen“ ihre ent- 
täuschten Hoffnungen in die KGT-Initiati- 
ve durch vermehrte verbale Angriffe auf 
kritische GenossInnen kompensierten. So 
schrieb der Gefangene aus dem Wider- 
stand Rico Prauss in Imitation der alten 
DKP-Kritik an der RAFüber eine die neue 
RAF-Linie kritisierende Erklärung, daß 
diese allein im Staatsschutz-Interesse lie- 
ge. „Kämpfen und revolutionäre Praxis 


immer und ohne jeden Sinn, Verstand und 
Bezug zur politischen Situation darzustel- 
len, es macht wenig Unterschied im Effekt, 
ob es aus rein staatlichem Interesse 
geschieht oder aus einem intellektuellen 
Dämmerzustand.“ (Angehörigen-Info Nr. 
94, 5.6.1993, S.2). Im übrigen blieben die 
Kritiken, die sowohl an der RAF-Erklä- 
rung als an den PragmatikerInnen unter 
den Gefangenen geübt wurden, im Ange- 
hörigen-Info zumeist unerwähnt oder un- 
abgedruckt. 

Diese Praxis kannte mensch schon von 
früher. Die kommunistische Kritik, die 
sowohl die Gefangenen wie die Illegalen 
der spanischen Guerilla GRAPO (antifa- 
schistische Gruppen des 1. Oktober) und 
die illegale Partei PCE(R) (wiederaufge- 
baute kommunistische Partei) als auch die 
belgische Guerilla CCC (Kämpfende 
kommunistischen Zellen) an der RAF- 
Strategie in den achtziger Jahren übten, 
blieb unbeantwortet. So war es nur konse- 
quent, daß die Stellungnahmen dieser 
Organisationen zum neuen Kurs der RAF, 
der von ihnen als äußerst bedenklich für 
die revolutionäre Bewegung eingeschätzt 
wurde, ebenfalls ohne Resonanz blieben. 


Die Kritik der Gefangenen aus dem 
antiimperialistischen Widerstand Bern- 
hard Rosenkötter, Michael Dietiker und 
Ali Jansen (der trotz Haftunfähigkeit noch 
immer nicht aus dem Knast entlassen 
wurde) vom Mai 1992 an der RAF-Erklä- 
rung ist ähnlich grundsätzlich. So kom- 
mentieren sie die Stelle in der Erklärung, 
in der dem Staat zugebilligt wird, daß er 
auch auf die Vernichtung antagonistischer 
Widersprüche mittels polizeilich-militäri- 
schen Mitteln verzichten könnte: ‚wer 
sowas denkt und schreibt, der hat sich von 
der dringend notwendigen rekonstruktion 
revolutionärer politik verabschiedet, der 
sucht zuflucht im reformismus.“ (ak 343 
vom 3.6.1992) 


In einem längeren Text vom Juli 1992, 
der unter dem Titel „„Über das Schleifen 
von Messerrücken“ veröffentlicht wurde, 
unterziehen sie die Geschichte der RAF 
einer kritischen Untersuchung und präzi- 
sieren ihre Kritik an deren jüngsten Politik 
als auch an den Erklärungen der Pragma- 
tikerInnen unter den Gefangenen. Deren 
Hauptsorge, aus dem Ghetto herauszu- 
kommen, in die Gesellschaft zurückzu- 
kehren (Lutz Taufer in Konkret 8/92), wird 
in diesen Papier nicht grundsätzlich abge- 
lehnt. Es wird aber darauf hingewiesen, 
daß der historische Hintergrund ignoriert 
wird, daß die RAF z.B. in ihren Maipapier 
(theoretische RAF-Erklärung vom Mai 
1982) für sich selber einen Platz außerhalb 
der Gesellschaft gewählt hat. Ohne diese 
Erinnerung aber drohe die Gefahr, im 
Reformismus zu versacken, denn „aus 
politischer Basisarbeit hat sich nirgends 
unmittelbar revolutionäre Politik ent- 
wickelt... Die Tatsache, daß die damaligen 
Antworten (gemeint sind die verschiede- 
nen RAF-Konzepte, Anm. ak) heute nicht 


Sofortige Freilassung von Irmgard Möller 
Demonstration am 9. Oktober in Lübeck 


Seit über 21 Jahren sitzt Irmgard Möller 
— Gefangene aus der RAF — unter 
Sonderhaftbedingungen im Knast. Ihre 
Gesundheit ist durch die Haftbedingungen 
stark angegriffen und nach der langen Haft 
sind keine Reserven mehr vorhanden. 
Andere Gefan- 
gene sind zum 
Teil seit 18 oder 
15 Jahren ge- 2 
fangen. 
Irmgard Möl- 
ler, die wie die 
meisten aus den 
Anfängen der 
RAF aus der 
68er Studen- 
tInnenbewegu 
ng kam. schloß 
sich 1971 der 
RAF an. Im Mai 
1972 führte die 
RAF aus Soli- 
darität mit dem 
kämpfenden 
Volk in Vietnam mehrere Aktionen gegen 
die US-Kriegsmaschinerie und die den 
Völkermord in Vietnam unterstützende 
Bundesrepublik durch. 1972 wurde Irm- 
gard Möller verhaftet. Im ersten Verfahren 
wurde sie zu viereinhalb Jahren verurteilt 
und 1979 in einem weiteren Verfahren zu 
lebenslänglich plus 15 Jahren verurteilt. 
Vorgeworfen wurde ihr, am Angriff auf 
das US-Headquarter in Heidelberg betei- 
ligt gewesen zu sein. Dort wurde die 
Bombardierung Nord-Vietnams koordi- 
niert. Das Urteil stützt sich alleine auf die 
Aussagen des Kronzeugen Müller. Müller, 


der selber für die Tötung eines Polizisten 
verantwortlich ist, wurde, nachdem er sich 
der Justiz als Kronzeuge zu Verfügung 
gestellt hatte, freigesprochen. 

Irmgard Möller ist die einzige der vier 
Gefangenen, 


die die Nacht vom 
18.10.1977 in 
Stammheim 
überlebte. Sie 
ist auch diejeni- 
ge, die ein Jahr 
später vor ei- 
nem Untersu- 
« chungsaussch 
uß aussagte, 
daß der Tod von 
Andreas Baa- 
der, Gudrun 
Ensslin und 
Jan-Carl Raspe 
kein Selbst- 
mord gewesen 
sei. 

Für Irmgard 
j Möller steht 
Jetzt eine Anhörung bevor, bei der ent- 
schieden wird, ob sie entlassen wird. 
Außer den Gefangenen, die ihre Haftdauer 
bis zum letzten Tag abgesessen haben und 
Günter Sonnenberg, sind keine Gefange- 
nen freigelassen worden. Anstatt zumin- 
dest die haftunfähigen Gefangenen zu 
entlassen, ist es die Strategie des Staates 
— gestützt auf Aussagen von „DDR- 
KronzeugInnen“ — neue Prozesse gegen 
die Gefangenen zu führen, die nicht zu 
Kreuze kriechen und abschwören oder 
Verrat üben. 


ga. 
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einfach wiederholt werden können, ist 
aber noch lange kein Grund, das ganze 
damals schon erreichte Erkenntnisniveau 
und Problembewußtsein über den Haufen 
zu werfen.“ h 

Wurde diese Fundamentalkritik weitge- 
hend ignoriert, so droschen die Pragmati- 
kerInnen um so heftiger auf moderatere 
Kritik an ihrer Politik ein. So bringt es 
Knut Folkerts fertig, in einem im Angehö- 
rıgeninfo Nr. 113 vom 25.2.93 abgedruck- 
ten Brief KritikerInnen folgendermaßen 
abzufertigen: ‚‚verwahrloster L Imgang mit 
Argumenten“, „blinde, alles verkehrende 
reaktion‘, ‚gerade diejenigen, die im 
verlaufe des ganzen letzten Jahres mit 
nichts aufgefallen sind, (...) wollen uns 
belehren.“ 

‚Lutz Taufer formulierte auf die Kritik, 
die der RAF-Gefangene Rolf Heißler in 
sehr moderater Form an der Politik der 
Celler Gefangenen äußert, unter anderem: 
Rolf Heißler wußte seinem revolutio- 
nären Publikum zu enthüllen“, ‚damit traf 
Rolf Heißler sicherlich den Geschmack 
des Publikums“, ‚von Angeberei ge- 
Prägt(e) Debatte, der sich einige Gefange- 
ne kritiklos angepaßt haben‘, ‚wir tun 
nichts, ergo wir sind radikal ...“ 

Explizite Kritik an der neuen Linie der 
RAF und einiger Gefangener äußerte 
Christian Klar in einem Leserbrief in der 
„konkret“. Er sieht in der neuen Linie eine 
Kapitulation vor ,, Kleinmut und linksdeut- 
scher Einseiferei“. Die ‚‚neu aufbrechen- 
de und sich organisierende Linke hier im 
Land“ soll, ihre Strategie entwickeln (...), 
ganz ohne sich von den Drohungen des 
Apparats beeindrucken zu lassen, daß er 
ja die Gefangenen in der Hand hat“. 


(zitierte nach Angehörigeninfo 101, 
10.9.92) 
Die RAF-Gefangene Heidi Schulz 


schrieb in einem Brief vom Januar 1993, 
daß die RAF und Teile der Gefangenen 
„nicht mehr von der realen Wirklichkeit 
ausgehen“, sondern den Eindruck er- 
wecken, „man könne mit diesem Staat 
einig werden“. Tatsächlich jedoch könne 
der Kampf für die Zusammenlegung und 
die Freiheit der politischen Gefangenen 
nur erfolgreich geführt werden, wenn er 
„in den gesellschaftlichen Klärungspro- 
zessen gegen die reaktionäre Entwicklung 
als Kampf gegen staatliche Unter- 


Es ist jetzt vielleicht noch einmal Gelegen- 
heit, etwas für uns zu sagen. Jedenfalls 
wollen wir zu uns, ein großer Teil der 
Gefangenen aus der RAF, für jeden 
Klarheit schaffen. 

Niemand von uns und auch niemand 
von den Angehörigen hat die Forderung 
nach einem kurzzeitigen Zusammenkom- 
men, wie sie jetzt durch die Öffentlichkeit 
gewälzt worden ist, gestellt. 

Wir haben diese Forderung nicht, wir 
lehnen das ab, unsere Forderung ist nach 
wie vor: Freiheit jetzt, Zusammenlegung 
bis dahin. Wären wir jetzt für wenige 


Monate oder Wochen zusammen, wäre 


unser Thema auch nicht der ‚‚bewaffnete 
Kampf“, sondern eben unsere Freiheit. In 
anderen Worten: Nicht der Frieden mit 
dem Staat und nicht eine Schlußabwick- 
lung unserer Geschichte nach den letzten 
beiden katastrophalen Jahren, sondern wie 
wir die Kräfte aus der Gesellschaft gegen 
den Staat erreichen, die uns schließlich aus 
den Gefängnissen bringen — weil sie die 
Situation erfassen, ihre eigene, die Per- 
spektive und die Bedeutung davon erfas- 
sen, der machtbesoffenen politischen 
Klasse die Bestimmung über politische 
Weichenstellungen wegzunehmen. Die 
Geschichte jetzt ist eine neue dieser 
Inszenierungen seit der sog. „‚Kinkel-In- 
itiative“, an denen nichts real ist, es sei 
denn, man nimmt sie gleich als Vorhang zu 
Täuschung und Desorientierung, und die- 
se Formeln wie „Lösung“ oder „Versöh- 
nung“ gleich als Synonyme des Apparats 
für endlosen Knast für einen dafür vorge- 
sehenen Teil der Gefangenen. Konnte sich 
die Kampagne um die „Kınkel-Initiative“ 
noch auf einige wenige Gefangene stüt- 
zen. die darauf eingestiegen sind und 
draußen auf die ‚neue Politik der RAF 
mit der „‚Steinmetzschen“ Einheit, kom- 
men sie inzwischen ganz ohne aus. Es ist 
eine reine Eigenproduktion von Verfas- 
sungsschutz, Medien und Politikern. Sie 
brauchen für unsere „Forderungen“ über- 
haupt niemand mehr, und so gesehen ist es 
die konsequente Weiterentwicklung der 
Übernahme unseres langjährigen Gefan- 
genenprojekts durch den Staat mittels der 
„„Kinkel-Initiative“ und deren Anhang. 
Jetzt hören wir, phänomenal für uns, daß 
dieses Kunstprodukt (denn real würde 
dieses ..Treffen“ sowieso nie) Diskus- 
sionen ausgelöst hat bis hinein in gesell- 
schaftlich etablierte Kreise, die sich schon 
lange nicht mehr mit Gefangenen befaßt 
haben, weil für sie die ganze Sache mit uns 
schon längst so gut wie erledigt war. 


drückung, (...) in den Prozeß der Neufor- 
mierung des revolutionären Projekts“ in- 
tegriert sei. Rolf Heißler schließlich be- 
merkte in dem von Taufer kritisierten Brief 
schon im Januar 1993, daß die Kinkel-In- 
itiative weder gescheitert noch tot sei. „Im 
Gegenteil, sie steht in vollster Blüte und 
erntet ihre ersten Erfolge. Die Erklärung 
der RAF vom April 1992 signalisiert: Die 
RAF in ihrem jetzigen Zustand der Desori- 
entierung ist mit sich beschäftigt und 
damit handlungsunfähig und braucht 
nicht mehr ernst genommen zu werden.“ 


Die Debatte um die 
„Geheimverhandlungen“ 


Statt sich mit diesen gewichtigen Einwän- 
den gegen die neue Linie zu befassen, 


Dokumentation 


Erklärung von Helmut P 


möglicherweise ‚‚neu entstehende Gewalt 
von links“? Macht Euch lieber Sorgen um 
Euren Staat. Die fette Kohle bringt er 
sowieso nur noch für immer weniger. 

Es wird mit uns keine Neuauflage von 
sowas wie der „‚Kinkel-Initiative‘“ geben, 
in welcher heutigen Variante auch immer. 
Wenn, dann deutlich gegen uns. 

Soweit kann ich aus einem Konsens mit 
Brigitte, Christian, Rolf (Heissler), Eva, 
Heidi, Rolf (Wagner) sprechen. Das sind 
keineswegs alle Gefangenen, die so den- 
ken, wir sind aber die Gefangenen aus der 
RAF, für die im Ergebnis der Entwicklung 
seit '92 die „Lösung“ darin bestehen soll, 
daß wir im endlosen Knast wegsiechen. 

Von Ingrid und Sieglinde will ich in 
diesem Zusammenhang gar nicht anfan- 
gen. 

Ihr werdet Euch bei etwas Besinnung 
leicht vorstellen können, daß wir das nicht 
fressen, und vielleicht wird Euch auch 
dämmern, daß wir mit dieser Lage weit 
über der Grenze sind, wo uns der Staat 
noch was anhaben kann, zumal für jede/n 
von uns alles, was sie tun können, schon 
einmal da war. 

Zu der zu erwarteten Wiederholung der 
ewigen Leier von den „‚Hardlinern“ erin- 
nere ich noch einmal daran, daß wir es 
waren, die seit langen Jahren eine Zäsur 
wollten, und weil wir die Fälschungen und 
Hetzstories, die immer wieder gestrickt 
werden, so satt haben, will ich jetzt noch 
dazu sagen, daß auch der Schritt zur 
Einstellung von „gezielt tötlichen Aktio- 
nen gegen Repräsentanten von Staat und 
Wirtschaft“ von uns initiiert wurde. Aller- 
dings ein gutes Jahr früher, als erkam, und 
wir sind auf Nichtbegreifen gestoßen, und 
dann kam Kinkel, und dann ging die 
„Zäsur“ nach hinten los. 

Wir Gefangenen haben ursprünglich 
unseren Kurs auf „Diskussion“ und „‚Zä- 
sur“ seit Ende der 80er Jahre, bei gleich- 
zeitiger Deeskalation in unserer Auseinan- 
dersetzung mit dem Staat keineswegs aus 
einer „Aufgabe des Kampfes“ heraus 

gemacht, wir haben es in der Überzeugung 
gemacht, daß vor der Ergebnissen des 
kapitalistischen Durchmarsches eigent- 
lich viele mehr als vorher sehen müßten, 
daß jetzt eine Situation Realität wird, aus 
deren Antizipation wir 20 Jahre gekämpft 
haben. um sie zu verhindern. Wir wollten 
das als unseren spezifischen Gefangenen- 
Beitrag zu einem Klärungsprozeß für eine 
Neuzusammensetzung “winer Umwäl- 
zungspolitik, die heute über das linksradi- 
kale und auch ehemals linke Spektrum 


griffen die ErneuerInnen, wie schon er- 
wähnt, zu Beschimpfungen und Unterstel- 
lungen. Dieser neue Stil, der von einigen 
Gefangenen gegen ihre GenossInnen drin- 
nen und draußen gepflegt wird, wurde in 
zwei kontroversen Debatten besonders 
deutlich vorexerziert. Seit Monaten kur- 
sierten Gerüchte über ein Treffen in der 
Evangelischen Akademie Tutzing mit An- 
gehörigen der Gefangenen, ehemaligen 
Gefangenen und dem damaligen Justizmi- 
nister Kinkel am 11. und 12. Mai 1992. 
Diese Tutzinger Treffen sind ein Instru- 
mentarium systemintegrativer Politik und 
wurden in der Vergangenheit deshalb von 
den Gefangenen und ihren UnterstützerIn- 
nen abgelehnt. Daß sich einige Gefangene 
1992 anders entschieden und zumindest 
einen Sondierungsversuch unternehmen 
wollten, ist verständlich. Unverständlich 


wir dafür einen engen Zeitraum des 
Übergangs im Umbruch haben, weil dann 
die Auswirkungen des Umbruchs voll 
herausgekommen sein werden, und daß 
dann gesellschaftlich und politisch soviel 
an neuem Überlebenskampf, Konfrontati- 
on im zerbrechenden sozialen Zusammen- 
hang und Destruktion in der globalen 
politischen Lebenswirklichkeit aufbricht, 
daß davon die politische Möglichkeit 
dafür erdrückt wird und es dann damit 
auch für eine Lösung unseres Gefange- 
nenproblems zu spät ist, weil dann der 
Staat in der Krise uns vielmehr zum 
Demonstrationsobjekt für die Behauptung 
und Durchsetzung von Machtanspruch 
und Machtexekution nehmen wird, als uns 
freizulassen. 

Es war der Versuch — an einer doch 
nicht unwesentlichen Stelle, schließlich 
hat die Auseinandersetzung RAF-Staat die 
Gesellschaft über 20 Jahre betroffen — 
einer ansatzweisen Verankerung eines 
Grundkurses auf überhaupt politische Pro- 
zesse, gegen die absehbare Chaotisierung 
und Brutalisierung aus den vom Mikro- 
bis zum Makro-Bereich aufplatzenden 
Gegensätzen mit der Tendenz zum Jeder- 
gegen-jeden, was heute alles vor 3,4 
Jahren nicht vorhersehbar gewesen sein 
soll. Die Faschisierung nicht, der Rassis- 
mus nicht, der soziale Einbruch nicht, 
nichts, alle waren so glücklich, als die 
„neue Weltordnung“ anbrach. 

Heute kommt man wohl nicht mehr 
daran vorbei, den Versuch als überholt 
anzusehen. 

Wenn es denn heute soweit ist, wie 
dieses Staatsschutzprodukt eines kurzzei- 
tigen Zusammentreffens kommt, daß sie 
glauben, die Ernte der letzten zwei Jahre 
einfahren zu können und jedem die Pistole 
auf die Brust zu setzen und nach seiner 
Aussage zum „bewaffneten Kampf“ abzu- 
fragen, dann kann ich ihnen auch gleich 
antworten: Ich mache diese politische 
Aussage, die ich die letzten Jahre vertreten 
habe, heute nicht mehr. Die Möglichkeit, 
die in der Zäsur gesteckt hat, dürfte vorbei 
sein. Die bewaffnete Aktion und die 
Militanz wird einfach in unterschiedli- 
chen politischen und gesellschaftlichen 
Konfrontationen und in allen möglichen 
Formen stattfinden. Egal, was die RAF 
oder Gefangene sagen. Und das werde 
ich in manchem bestimmt gut nachvoll- 
ziehen können. Deshalb werde ich einen 
Teufel tun, den bewaffneten Kampf „.ab- 
zusagen“. 


_kerinnen wird 


aber, daß es keinen Versuch gab, sich nach 
außen zu erklären und zu argumentieren. 
Genauso unverständlich ist, daß sich die 
teilnehmenden GenossInnen an die offizi- 
elle Bedingung — keine Öffentlichma- 
chung der Gespräche — noch hielten, als 
schon die verschiedensten Versionen des 
Treffens kursierten. So bekam der Vorwurf 
von den „Geheimverhandlungen“ Nah- 
rung. Im Angehörigeninfo 99 vom 14.8.92 
wurde dieser Fehler auch eingeräumt. 
Die Retourkutsche aus Celle kam umge- 
hend. Lutz Taufer, der die Veröffentli- 
chung des Tübinger Briefes ohne Einwil- 
lung der VerfasserInnen damit erklärt 
hatte, daß für ihn Politik immer im 
öffentlichen Raum stattfinde — und er das 
bis zum Ende seiner politischen Tage so 
halten wolle — verwahrte sich vehement 
gegen das Offentlichmachen des Tutzin- 
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ger Treffens. Die KritikerInnen werden als 
„Stimmen aus dem Off“ lächerlich ge- 
macht, die das Arbeitsklima vergiften und 
i ürı Einem Teil. der Kriti- 

er en 
auftrag der Macht unterwegs sind, um zu 
spalten und Verwirrung zu stiften ... Die 
Bereitwilligkeit, mit der ihr, die ihr den 
Tutzing-Beitrag im Angehörigen-Info Nr. 
99 verfaßt habt, auf die eingeht, die die 
Denunziation Geheimverhandlungen in 
Umlauf gebracht haben, ist fatal!“ (Ange- 
hörigeninfo 101, 10.9.92) 


Diskussionen „draußen“ 


Im Februar 1993 hielten Genossinnen aus 
einem Gießener Lesben-Zusammenhang 
auf einem Treffen zur Freilassungskampa- 
gne eine Rede, in der sie aus einer 
feministisch-revolutionären Perspektive 
die jüngste Politik der RAF einer vernich- 
tenden Kritik unterziehen. Sie kommen zu 
dem Resümee, daß die neue Politik der 
RAF und eines Teils der Gefangenen sich 
bei ihrer „suche nach neuen wegen“ in die 
neue Weltordnung des imperialistischen 
Patriarchats einreiht. Die antiimperialisti- 
sche Bewegung und die RAF hätten bisher 
zwar nicht gegen das Patriarchat, aber 
„auf internationalistischer grundlage ge- 
gen staat und kapital“ gekämpft. Deshalb 
sei für Feministinnen bisher sowohl 
Widerspruch als auch Solidarität möglich 
gewesen. Die neue Politik der RAF 
ignoriere aber nicht mehr nur den Ge- 
schlechterwiderspruch, sondern sei „‚aus- 
druck der privilegien weißer männer (und 
sich daran orientierender weißer frauen)“, 
die es ihnen ermöglichten, jetzt auch den 
Frieden mit Staat und Kapital schließen zu 
wollen. Das sei der Nachvollzug der 
„neue(n) rhetorik des revisionistischen 
patriarchats“ vom Ende der achtziger 
Jahre (‚globale Menschheitsprobleme“ 
etc). (Interim 229) 

Die Reaktion der Celler Realos ließ 
nicht lange auf sich warten. Die Femini- 
stinnen wurden als Störerinnen des Ar- 
beitstreffens. als pathologische Fälle de- 
nunziert. In ihrer Antwort fragen die 
Gießenerinnen mit Recht, wieso gerade sie 
als kritisierende Frauen auf dieser Ebene 
angegriffen werden. „Die Pathologisie- 
rung und Psychiatrisierung von Frauen, 
die Widerstand leisten, ist mit dem Patri- 
archat gemein.“ Diese Debatten finden 
statt, während ein Großteil auch der 
nichtreformistischen Linken sich aus die- 
ser Auseinandersetzung heraushält. Statt 
die aktuellen Diskussionspapiere lesen sie 
die neuesten Verschwörungstheorien des 
sozialdemokratischen Vielschreibetrios 
Sieker/Wisnewski/Landgraeber, das in ih- 
rem „RAF-Phantom“ eine US-Verschwö- 
rung gegen deutsche Kapitalisten für die 
Ansrhläse ceit 108A 
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nische, in Teilen antisemitische Machwerk 
Zustimmung findet, ist bedauerlich. Er- 
freulicherweise hat Ivo Bozic im ND vom 
4.8.1993 und im ak Nr. 357 klargestellt, 
daß mit der Festnahme von Birgit Hoge- 
feld und ihrer Erklärungen, in denen sie 
sich als Teil eines RAF-Kollektivs in der 
Illegalität bekennt, die Verschwörungs- 
theorie zusammengebrochen ist. Aber die 
Autoren des selbst von reaktionären Ver- 
lagen und Medien gepushten Buches, 
werden ihr geldbringendes Märchen wei- 
terzuspinnen versuchen. Zu fragen bleibt 
nach dem Zustand einer Linken. die noch 
den größten Nonsens samt reaktionärer 
Unterfütterung schluckt, wenn nur die 
RAF damit endgültig beerdigt ist. Dann 
spart GenossIn sich die Mühe, sich zu den 
Jüngsten Erklärungen zu verhalten. Die 
Klage der RAF, daß die Plazierung ihrer 
August-Erklärung von 1992 durch die 
konkret-Redaktion eine weite Verbreitung 
bisher verhindert habe, lag sicherlich eher 
am Desinteresse der Restlinken als daran, 
daß der Text als eigenes Heft verkauft 
wurde und nicht, wie von der RAF 
gefordert, in der laufenden konkret-Aus- 
gabe erschienen war. 

Ausnahmen sollen nicht unerwähnt 
bleiben. So haben sich GenossInnen im 
Rahmen der Mobilisierung gegen den 
Weltwirtschaftsgipfel in München im letz- 
ten Jahr mit der revolutionären Politik der 
achtziger Jahre in der BRD befaßt. Die 
Grenzen des heute von vielen Beteiligten 
tabuisierten Frontprozesses wurden auf- 
gezeigt. Die Perspektiven für die 90er 
Jahre sind allerdings mager (Diese Bro- 
schüre unter dem Titel „Die Mühen der 
Ebene“ kann im 3. Welt-Haus, Wester- 
bachstr. 40 in Frankfurt/Main bestellt 
werden). 

Ein Diskussionspapier der ‚Gruppe für 
die Freiheit der politischen Gefangenen“ 
(Berlin) ist unter dem Titel „Aber in den 
80ern lief es ganz anders ... und was jetzt?“ 
erschienen und kann gegen einen Kosten- 
beitrag von 3 DM (ab 5 Stück 2 DM) über 
die „Rote Säge“, Falckensteinstr. 46, 
10997 Berlin, bezogen werden. Statt lan- 
ger Texte wurden Diskussionsprotokolle 
von GenossInnen möglichst authentisch 
abgedruckt. Die Broschüre ist vor allem 
deshalb interessant, weil die verschiede- 
nen Standpunkte zur RAF-Erklärung und 
zur revolutionären Perspektive in der 
Diskussion aufeinanderprallen. Neben der 
PragmatikerInnenposition, die im Wesent- 
lichen darin besteht, mensch müsse alles 
anders machen als bislang, nur mensch 
wisse nicht wie, sind darin auch Denkan- 
stöße enthalten. Es werden sowohl Fehler 
aus der Vergangenheit tabulos benannt, als 
auch Schlußfolgerungen für eine zukünf- 
tige Perspektive gezogen. 

Die letzten Erklärungen der RAF zum 
Weltwirtschaftsgipfel in München im 
Sommer 1992, die ausführliche Erklärung 
vom August 1992 und ihr Statement zur 
Ermordung von Wolfgang Grams setzen 
die seit April 1992 begonnene Linie der 
Deeskalation aber auch der Aufgabe revo- 
lutionärer Positionen fort. Auch ihre Er- 
klärung zur Sprengung des Weiterstädter 
Knastes macht da keine Ausnahme. Kenn- 
zeichnend für diese neue Linie ist nicht in 
erster Linie die Stellung zur Gewalt und 
zum bewaffneten Kampf, sondern ihre 
Einschätzung des Staates, ihre Stellung 
zum Reformismus in Abgrenzung zum 
revolutionären Kampf, eine Unterschei- 
dung, die in den erwähnten Erklärungen 
abgelehnt wird. 

Die eingangs erwähnte Erklärung meh- 
rerer Gefangenen zur Neuauflage der 
KGT-Initiative läßt vermuten, daß die 
Gefangenen, die die neue Politik kritisie- 
ren, einen gemeinschaftlichen Organisie- 
rungsversuch beginnen, um sich mit ihren 
beschränkten Möglichkeiten Gehör zu 
verschaffen. Das ist schon deshalb positiv 
zu bewerten, weil damit die Chance 
gegeben ist, daß sich die öffentliche 
Diskussion nicht ständig auf die Gefange- 
nen als Objekte staatlicher Maßnahmen 
und Verlautbarungen konzentriert. Es kön- 
nen wieder eigenständige Initiativen von 
den Gefangenen entwickelt werden, die 
sich auf die Neuorientierung gesellschaft- 
licher Gegenmacht stützen und nicht auf 
imaginäre Fraktionen im Staatsapparat. 
Dafür ist natürlich ein ebensolcher Klä- 
rungsprozeß unter den GenossInnen drau- 
Ben notwendig. 

So kann vielleicht doch noch ein Erfolg 
der Kinkel-Initiative abgewendet werden, 
der, wie der Namensgeber unverblümt 
äußerte, darin bestehen würde, daß die 
RAF handlungsunfähig gemacht ist, die 
UnterstützerInnen und Gefangenen heil- 
los zerstritten sind und die weiterbestehen- 
de Isolationshaft einfach kein Thema mehr 
1st. 


P., Berlin 


Zur Vorbereitung für eine geplante Broschüre mit 
den in diesem Artikel erwähnten sowie weiteren 
Texten lädt die Gruppe „Für eine internationale 
kommunistische Debatte“ für den 14. November 
zu einem Arbeitstreffen ein. Dort sollen diese 
Texte diskutiert und über die Herausgabe der 
Broschüre beraten werden. Interessentinnen wer- 
den gebeten, sich rechtzeitig anzumelden, um 
eine angemessene Vorbereitung zu ermöglichen. 
Anmeldung über: Broschürengruppe c/o Kopier- 
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 ‚Strafbefehl wegen Flü 
" Rassismus in Hamburger Behörden 


Die Sozialberaterin Conni G. erhielt vor 
kurzem einen Strafbefehl von der Ham- 
b Staatsanwaltschaft, in dem sie 
beschuldigt wird: „am 30.12.1992 einem 


 Amitsträger, der zur Vollstreckung von 


Gesetzen berufen ist, bei der Vornahme 
einer solchen Diensthandlung mit Gewalt 
Widerstand geleistet zu haben, indem Sie 
am Tattag um ca. 14.40 Uhr im Zim- 
mer 142 der Ausländerbehörde, Am- 
sinckstr. 28, die Festnahme des C.K. 
Drahmeh, der zur Identitätsfeststellung 
zur Polizeirevierwache 41 gebracht wer- 
den sollte, dadurch zu verhindern versuch- 
ten, daß Sie sich zwischen diesen und die 
festnehmenden Polizeibeamten Zell und 
Rieck drängten, den Drahmeh zur Seite 
rissen und auf die Polizeibeamten ein- 
schlugen.“ Da dies ein strafbares Verge- 
hen nach $ 113 StGB sei, wird gegen G. 
eine Geldstrafe von 30 Tagessätzen zzgl. 
Verfahrenskosten von insgesamt 1239 
DM verhängt. 

Was sich am 30.12.92 tatsächlich in der 
Abschiebeabteilung im 1. Stock der Aus- 
länderbehörde (auf Amtsdeutsch: „‚Abtei- 
lung für aufenthaltsbeendende Maßnah- 
men‘) abspielte, geschieht dort in ähnli- 
cher Weise täglich: Flüchtlinge werden 
schikaniert durch Befragungen, Be- 
schimpfungen, Demütigungen und oft 
auch körperliche Angriffe, sie werden 
festgenommen, abgeführt in den Knast 
und/oder in ihre Herkunftsländer abge- 
schoben — und niemand erfährt davon. 

Das besondere an den Ereignissen am 
30.12.92 war, daß eine deutsche Sozialar- 
beiterin, Mitglied im Hamburger Flücht- 
lingsrat, in dienstlichem Auftrag den (in 
diesem Falle minderjährigen) Flüchtling 


_ begleitete und nicht nur Zeugin wurde, wie 


der Jugendliche ohne jegliche Rechts- 
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grundlage festgenommen werden sollte 
und dabei von Polizeibeamten und Mitar- 
beitern der Ausländerbehörde körperlich 
mißhandelt wurde, sondern auch versuch- 
te, durch Einschalten eines Anwalts und 
verbale Proteste etwas gegen diese rassi- 
stische Behördenwillkür zu tun. Eine 
derartige Parteinahme für Flüchtlinge gilt 
in diesem Land als „Gewalt“ — nicht 
jedoch das, was Menschen ohne deutschen 
Paß von deutschen Behörden tagtäglich 
angetan wird. 

Der Ablauf der Ereignisse am 30.12.92 
in der Hamburger Ausländerbehörde war 
folgender: Der 17jährige Flüchtling D. 
sollte wegen Verschulden seines verant- 
wortungslosen Anwalts, des stadtbekann- 
ten Geschäftemachers Horst Römer, nach 
Gambia abgeschoben werden. Mit Hilfe 
seines neuen Anwalts reichte D. eine 
Petition beim Eingabenausschuß der Bür- 
gerschaft ein, und seine Sozialberaterin G. 
begleitete ihn zur Ausländerbehörde, um 
dort um eine Duldung bis zur Entschei- 
dung über die Petition nachzusuchen. 
Nachdem D. im Beisein der Sozialberate- 
rin von einem Mitarbeiter der Ausländer- 
behörde ‚interviewt‘ worden war, warum 
er nicht nach Gambia zurückkehren wolle, 
erschienen plötzlich zwei Polizeibeamte 
im Raum und D. wurde mitgeteilt, er 
werde jetzt in Haft genommen. D. sei laut 
Computeranfrage in Regensburg zur 
Fahndung ausgeschrieben. D. beteuerte, 
nie in Regensburg gewesen zu sein. Auf 
Nachfrage, was denn gegen ihn vorliege, 
erhielten weder D. noch die Sozialberate- 
rin Auskunft. D. müsse mit zur Polizeiwa- 
che. Der Sozialberaterin wurde das Mit- 
fahren zur Wache „aus Versicherungs- 

gründen“ verweigert. Sie bat darum, D.s 
Rechtsanwalt anrufen zu dürfen, was 


angeblich nur zwei Räume weiter möglich 
war. 

Während G. mit dem Anwalt telefonier- 
te, rief D. aus dem Nebenzimmer um 
Hilfe. Als die Sozialberaterin dazukam, 
wurde D. gerade von den beiden Polizisten 
und drei männlichen Beschäftigten der 
Ausländerbehörde mit brutalen Handgrif- 
fen und Stößen in eine Ecke gedrängt. D. 
bat die Sozialberaterin, ihm ein Papier zu 
übersetzen, das ihm einer der Sachbear- 
beiter mit abfälligen Bemerkungen, die D. 
als Abweisung seiner Petition deutete, 
hingeworfen hatte. (Tatsächlich handelte 
es sich um das Schreiben, das als Nach- 
weis über die Aussetzung aufenthaltsbe- 
endender Maßnahmen bis zur Entschei- 
dung der Petition diente, was D. aber erst 
später erfuhr.) Die Beamten hatten sich 
geweigert, das Papier zu übersetzen und 
sich mit Handschellen auf D. gestürzt: Er 
müsse jetzt sofort abgeführt werden! D. 
hatte sich dagegen gewehrt mit der Be- 
gründung, daß er zuerst mit Hilfe seiner 
Sozialberaterin erfahren wolle, was indem 
Papier stehe, und drohte angeblich, aus 
dem Fenster zu springen, da er befürchte- 
te, nach Gambia abgeschoben zu werden. 

Die hinzukommende G. bat darum, die 
Situation zu erklären und D. solange 
loszulassen. Die Beamten erklärten nichts, 
sondern bedrängten D. weiter, drehten im 
die Arme auf den Rücken, warfen ihn auf 
einen der Schreibtische und drückten ihm 
den Kopf nach unten. G., die die Beamten 
weiter aufforderte, die brutale Behandlung 
von D. einzustellen, wurde von Polizisten 
und Sachbearbeitern in das Handgemenge 
hineingezogen, zwischen Schreibtische 
und Wand gedrückt und fast zu Boden 
geworfen. Schließlich konnte sie sich aus 
den Griffen der Beamten befreien und in 
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den Nebenraum gehen, um noch einmal 
den Anwalt anzurufen. Dieser bat darum, 
einen der Beschäftigten der Ausländerbe- 
hörde sprechen zu können. Der hinzukom- 
mende Herr Heinrich weigerte sich zu- 
nächst und ging erst ans Telefon, nachdem 
erG. aus den Räumen verwiesen hatte. Die 
Tür zum Nebenzimmer wurde abge- 
schlossen, und vom Flur konnte G. die 
Schreie von D. hören, der inzwischen von 
den fünf Männern überwältigt wurde. 

Einige Zeit später wurde er in Hand- 
schellen abgeführt und zur Polizeiwa- 
che 41 gefahren. Als G. dort erschien und 
nach D. fragte, mußten die Polizeibeamten 
zugeben, daß D. nicht derjenige ist, nach 
dem gefahndet wird. Jener habe einen 
Finger weniger und, wie sich später 
herausstellte, lediglich den gleichen (in 
Gambia sehr häufigen) Nachnamen, aber 
einen völlig anderen Vornamen und ist 
außerdem 17 Jahre älter als D. Es wäre für 
die Ausländerbehörde ein leichtes gewe- 
sen, diese „Verwechslung“ aufzuklären, 
bevor D. mit brutaler Gewalt festgenom- 
men und abgeführt wurde. Sogar auf der 
jasicher nicht in ‚‚ausländerfreundlichem“ 
Ruf stehenden Polizeiwache 41 wurde D. 
gegenüber Verwunderung über die Fest- 
nahme geäußert. 

Es drängt sich der Verdacht auf, daß die 
Verhaftung ein Versuch war, D. so zu 
provozieren, daß doch Gründe für eine 
sofortige Abschiebung gefunden worden 
wären. Stattdessen wurde D.s Petition an 
den Eingabenausschuß des Bundestages 
überwiesen, da selbst Ralph Bornhöft, der 
Leiter des Einwohner-Zentralamts, die 
Meinung äußerte, daß D.s Asylverfahren 
noch einmal aufgerollt werden müsse, und 
D. wurde eine sechsmonatige Duldung 
erteilt, allerdings mit der Betonung, daß es 
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sich um einen „absoluten Ausnahmefall‘“ 
handele. Der Versuch einer „‚Wiedergut- 
machung“ der Mißhandlungen, die D. auf 
der Ausländerbehörde erlitten hat? 

Der deutsche Staat hat natürlich kein 
Interesse, daß solche Vorfälle an die 
Öffentlichkeit gelangen, und erst recht 
nicht daran, daß durch Intervention von 
SozialarbeiterInnen, AnwältInnen, Medi- 
en, Flüchtlingsräten und anderen antiras- 
sistischen Gruppen Abschiebungen er- 
schwert oder gar verhindert werden. Des- 
wegen müssen, sollte doch einmal etwas 
nach außen dringen, Lügenmärchen er- 
funden werden, die die Opfer zu Tätern 
machen, und es müssen Strafen verhängt 
werden, um andere UnterstützerInnen ein- 
zuschüchtern und davon abzuschrecken, 
sich für Flüchtlinge einzusetzen. 

Der Strafbefehl ist deshalb nicht nur ein 
persönlicher Angriff gegen Conni G., 
sondern auch ein Angriff gegen Flüchtlin- 
ge und alle, die sie unterstützen wollen 
gegen staatlichen Rassismus und Abschie- 
bepolitik. Wir rufen deshalb auf: 

— Protestiert gegen diesen Strafbefehl 
durch öffentliche Stellungnahmen! 

— Laßt Euch nicht davon abhalten, 
Flüchtlinge zu Behörden zu begleiten, und 
bringt Eure Erfahrungen dort an die 
Öffentlichkeit! 

— Spendet Geld für die Durchführung 
des Prozesses gegen den Strafbefehl (auf 
das Konto des Hamburger Flüchtlingsrats, 
Postbank Hamburg, BLZ 200 100 20, 
Konto-Nr. 353113-208, Hans Dehning, 
Stichwort: Flüchtlingsrat/Conmni G.)! 


Nähere Informationen beim Flüchtlings- 
rat Hamburg (Tel.: 040/430 20 58) und 
beim Antirassistischen Telefon Hamburg 
(040/43 15 87). 
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... unter diesem Titel fand am 15. September in Hamburg eine Veranstalung zur Kritik an der Rolle der Medien statt. Die 
Referenten aus dem Medienbereich (Klaus Bednarz, Michael Jürgs, Wilhelm von Sternburg und Will Teichert) sprachen 
zu den Themen Sprache und Information als Ware; Wolfgang Richter (Ausländerbeauftragter aus Rostock) schilderte 
eindrücklich die Haltung der Medien während des Pogroms und die völlig Ignoranz ohne einen solchen 
sensationsbringenden Anlaß; Romani Rose (Zentralrat deutscher Sinti und Roma) berichtete von der vergeblichen 
Versuchen seines Verbandes, den rassistischen Sprachgebrauch in den Medien in Bezug auf die Roma und Sinti 
einzuschränken. Die Veranstaltung soll Auftakt für weitere sein, auf denen das Wechselspiel zwischen Politik, Medien 
und den Rechtsextremisten untersucht wird. (Foto: H. Wojahn) 
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